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Drucksache Nr. 726 


Interpellation 

der Abgeordneten Dr. Falkner, Dr. Seelos und 
Fraktion der BP, Frau Wessel und Fraktion des 
Zentrums und Genossen 


betr. : Vorlage eines Bundesgesetzes nach 
Artikel 131 des Grundgesetzes. 


Das Plenum des Deutschen Bundestages hat in seiner 19. Sitzung am 
2. Dezember 1949 betr. Wartegeld und Pensionen der heimatvertriebenen 
Beamten den Beschluß gefaßt, durch eine Re dits Verordnung die Gleichstellung 
der ruhegehaltsherechtiglen heimatvertriebenen Beamten, Angestellten und. 
Lohnempfänger mit den einheimischen Yersorgungsberechtigten herbei zu- 
führen, und gleichzeitig einen damals von der Zentrnmsfrakiion gestellten 
Antrag angenommen, gegebenenfalls eine Gesetzesvorlage, die diesen Forde- 
rungen entspricht, unverzüglich vorzulegen. 

Der Herr Bundesii nanzminister hat in der 28. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 19. Januar 1950 folgende Erklärung abgegeben: ..Der Gesetzent- 
wurf über die Regelung der Rechtsverhältnisse der ausgeschiedenen öffent- 
lichen Bediensteten ist in meinem Hause ausgearbeitet und wird mir in 
Reinschrift; übermorgen, am Samstag, zugehen. Er kann dann im Kabinett 
in der nächsten Woche beraten werden und in der übernächsten Woche den 
gesetzgebenden Körperschaften zugehen.” 

Seit dem Besdiluß des Deutschen Bundestages vom 2. Dezember 1949 sind 
jetzt 3 Monate verstrichen, sejt der Erklärung des Herrn Bundesfinanzministers 
mehr als 6 Wochen. Es ist weder das in dem Beschluß des Bundestages 
geforderte Gesetz vorgelegt worden noch der vom Herrn Bundesfinanz- 
minister angekiindjgte Entwurf für eine Zwischenlösung. 

Angesichts der großen Notlage des betroffenen Personenkreises, die allseits 
anerkannt ist und in einer Flut von Eingaben ihren Ausdrude findet, und 
angesichts der Tatsache, daß mit dem 31. März des Jahres die Länder, die 
von ihnen bisher vorschußweise geleisteten Versorgungszahlungen einstellen, 
kann die bundesgesetzliche Regelung nicht mehr länger hinausgezögert 
werden. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Tst ein Gesetzentwurf im Sinne des Bundestagsbeschlusses vom 2. Dezem- 
ber 1949 vorbereitet und wann kann mit seiner Vorlage gerechnet werden? 

2. Trägt der Entwurf der Forderung nadi voller Angleichung der- Pensionen 
und der Zahlung eines Wartegeldes Rechnung? 
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3. Ist der vom Herrn Bundesfiiianzminister am 19. Januar 1950 angekündigte 
Gesetzentwurf fertiggestellt und wann kann mit seiner Vorlage gerechnet 
werden ? 

4 . Wird in dem Entwurf des Herrn Bundesfinanzministers der gesamte zur 
Zeit von den Ländern vorschußweise betreute Personenkreis erfaßt und 
in welcher Höhe sind Zahlungen vorgesehen. 


Bonn, den 18. März 1950 


Dr. Falkner 


Dr. Seelos und Fraktion 

Dr. Richter 
von Thadden 

Pascheck 


Frau Wessel und Fraktion 

Dr. Bertram 

Krause 

Ribbeheger 

Determann 

Dr. Glasmeyer 

Dr. Hamacher 

Pannenbecker 



